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zur Gesetz-Sammlung für die

KöniglichenpreußischenStaaten

Bundes-Gesetzblatt
Norddeutschen Bundes.

As 25.
s—-—«N

(Nr. 310.) Verordnung, betreffenddie Einführungdes Gesetzeswegen Besteuerung des Brau-
malzes vom 4. Juli 1868. (Bundesgesetzbl.S. 375.) und des Gesetzes-
betreffenddie Besteuerung des Branntweins vom 8. Juli 1868. (Bundess
gesctzblS. 384.) in der HamburgischenBoigtei Moorwcirder und in einem

Theile der PreußischenInsel Wilhelmsburg. Vom 5. Juni 1869.

Wir Wilhelm,von Gottes Gnaden König von PreußenIc.

verordnen aus Grund der Gesetzewegen Besteuerung des Braumalzes und wegen
Besteuerungdes Branntweins in verschiedenenzum NorddeutschenBunde gehö-
renden Staaten und Gebietstheilen vom 4. beziehungsweise8. Juli 1868., im
Namen des NorddeutschenBundes, was folgt:

Das Gesetzwegen Besteuerung des Braumalzes in verschiedenenzum Nord-
deutschenBunde gehörendenStaaten und Gebietstheilen vom 4. Juli 1868.

(B»undesgesetzbl.S. 375.) und das Gesetz, betreffenddie Besteuerungdes Brannt-

werns in verschiedenenzum NorddeutschenBunde
gehörenden

Staaten und Ge-
bretsvtheilemvom 8. Juli 1868. (Bundesgesetzbl. . 384.) treten in der zum
Gebretoderfreien und HansestadtHamburg gehörendenBoigtei Moorwärder,
spwle m dem Theile der PreußischenInsel Wilhelmsbur , welche am 1. Juli
d. J. dem Zollverein angeschlossenwird, am 1. Juli d. . in Wirksamkeit
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GegebenSchloßBabelsberg, den 5. Juni 1869.

(L. s.) Wilhelm.
Gr. v. BismarcksSchönhausen.

Bundes·-Gesetzbl.1869. 40 (N:k. 311.)

Ausgegebeu zu Berlin den 25. Juni 1869.
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(Nr. 311.) Gesetz, betreffend die Beschlagnahnie des Arbeits- oder Dienstlohnes Vom
21. Juni 1869.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von PreußenIc.

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes, nach erfolgter Zustimmung
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt:

s. 1.

Die Vergütung (L.ohn, Gehalt, Honorar u. s. w.) für Arbeiten oder

Dienste, welche auf Grund eines Arbeits- oder Dienstverhältnissesgeleistetwer-

den, darf, sofern diesesVerhältnißdie Erwerbsthätigkeitdes Vergutungsberech-
tigten vollständiLgz

oder hauptsächlichin Anspruch nimmt, zum Zweckeder Sicher-
stellung oder efriedigun eines Gläubigers erst dann mit Beschlag belegt
werden« nachdem die Leisung der Arbeitenoder Dienste erfolgt und nachdem
der Tag, an welchemdie Vergütung gesetzlich,vertrags- oder gewohnheitsmäßig
zu entrichten war, abgelauer ist, ohne daß der Vergütungsberechtigtedieselbe
eingeforderthat.

§. 2.

Die Bestimmungen des s. 1. können nicht mit rechtlicherWirkung durch
Vertrag ausgeschlossenoder beschränktwerden.

Soweit nach diesenBestimmungen die Veschlagnahmeunzulässigist, ist
auch jede Verfügungdurch Cession, Anweisung, Verpfändungoder durch ein
anderes Rechtsgeschäftohne rechtlicheWirkung.

§. s.

Als Vergütung ist jeder dem Berechtigten gebührendeVermögensvortheil
anzusehen. Auch macht es keinen Unterschied,ob dieselbe nach Zeit oder Stück
berechnetwird.

«

·

Jst die Vergütungmit dem Preise oder Werth für Material oder mit
dem Ersatz anderer Auslagen in ungetrennter Summe bedungen, so gilt als

Vergütung im Sinne dieses Gesetzesder Betrag, welchernach Abzugdes Preises
oder des Werthes der Materialien und nach Abzug der Auslagen übrig bleibt. -

.

«

Z. 4.

Das gegenwärtigeGesetzfindet keine Anwendung:
1) aus. den Gehalt und die Dienstbezügeder öffentlichenBeamten;
2) auf die Veitreibungder direkten persönlichenStaatssteuernund Kom-

munalabgaben (die derartigen Abgaben an Kreis-, Kirchen-, Schul- und

YnstigeKommunalverbändemit eingeschlossen),sofern dieseSteuern und
— bgaben nicht seit längerals drei Monaten fälliggeworden sind;

3) auf die Beitreibung der auf gesetzlicherVorschriftberuhenden Alimenta-
tionsansprücheder Familienglieder,«
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4) auf den Gehalt und die Dienstbeziigeder im Privatdienste dauernd
angestelltenPersonen,,son)»eitder Gesammtbetragdie Summe von vier-

hundert Thalern jährllchklbeksteit.

Als dauernd m diesem inne gilt das Dienstverhältniß,wenn

dasselbe esetzlich,vertrags- oder gewohnheitsmäßigmindestens auf Ein

Jahr bestimmt,oder bei unbestimmter Dauer für die Auflösung eine

Kündigungsfristvon mindestensdrei Monaten einzuhaltenist.

s. 5.

Dieses Gesetztritt am 1. August 1869. in Kraft.

·

Die bis dahin Verfügten,mit den Vorschriften dieses Gesetzesnicht ver-

einsåzirenk
Beschlagiiahmensind auf Antrag des Schuldners aufzuhebenoder ein-

zu ran en.

Dagegen.finden die Bestimmungen des zweitenAbsatzesdes §. 2. auf

frühereFalle keine Anwendung.
Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem

Bandes - Jnstegel

GegebenBerlin , den 21. Juni 1869.

(I«. s.) Wilhelm.

Gr. v. Bismarck-Schönhausen.

Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers.

Berlin, gedruckt in der KöniglichenGeheimen ObersFZofbuchdrUckMi
(R. v. Decken
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